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Vorwort 
Im Herbst 1990 wird die gesetzliche Rentenversicherung in Deutschland 100 
Jahre alt. Am 22.6.1889 wurde das »Gesetz betr. die Invaliditäts- und Alters-
sicherung« verabschiedet. Es trat am 1.1.1891 in Kraft. Die Träger der Ren-
tenversicherung - anfangs waren es 31 Landesversicherungsanstalten - sind 
bereits etwas früher gegründet worden, zumeist im Herbst 1890, um die 
Umsetzung des neuen Rechts in die Praxis zu gewährleisten. 
Die ersten 100 Jahre der Rentenversicherung waren eine politisch sehr bewegte 
Zeit. Sie beginnt mit dem Kaiserreich, deckt die Zeit der Weimarer Republik 
und des »Dritten Reichs« ab, umfaßt die 40 Jahre Spaltung in die Bundesrepu-
blik und in die DDR und endet mit der Aussicht, daß diese beiden Teile 
Deutschlands wieder zusammenwachsen. In diesen 100 Jahren waren zwei 
Kriege und zwei Inflationen mit all ihren Folgen zu überstehen und zu über-
winden. Die letzten 40 Jahre waren im Westen durch den Wiederaufbau und 
den trotz einiger Rückschläge steten wirtschaftlichen Aufschwung gekenn-
zeichnet. A m Ende der ersten 100 Jahre steht nicht nur die Hoffnung, daß die 
beiden Teile Deutschlands wieder ein Staat werden, auch Europa ist dabei, sich 
zu einem Binnenmarkt mit »sozialer Dimension« zusammenzuschließen. 
Das System der Rentenversicherung hat sich in dieser politisch sehr bewegten 
Zeit bewährt. Das Rentenversicherungsrecht ist zwar ständig geändert worden, 
mehr als 150mal. Aber trotz dieser vielen Änderungen im Detail gab es eine 
Kontinuität im System. Es wurde zudem, auch wenn es wegen der politischen 
Rahmenbedingungen gelegentlich Rückschläge gab, stetig verbessert und aus-
geweitet. Einen ganz entscheidenden Schritt nach vorne brachte die Rentenre-
form 1957. Mit ihr wurde die dynamische Rente eingeführt. Sie läßt die Rent-
ner am steigenden Wohlstand der Gesellschaft teilhaben und hat weitgehend 
die Altersarmut beseitigt. 
Die 1989 verabschiedete Rentenreform '92 bewahrt dieses System. Sie paßt es 
aber mit einer Vielzahl von Maßnahmen an die sich ändernden wirtschaft-
lichen, sozialen und vor allem demographischen Rahmenbedingungen an. Sie 
hat zudem der Rentenversicherung mit dem 6. Buch des Sozialgesetzbuchs 
einen neuen und erstmals einheitlichen rechtlichen Rahmen gegeben. Die Ren-
tenversicherung geht somit gut gerüstet in ihr zweites Jahrhundert. 
Das neue Recht darzustellen, ist Aufgabe dieses Handbuchs. Eine vergleichbare 
Darstellung fehlte zum bisherigen Recht. Nach der Reform sollte diese Lücke 
schon rechtzeitig vor ihrem Inkrafttreten geschlossen werden. Damit haben alle 
Interessierten die Möglichkeit, sich schon jetzt umfassend über das neue Recht 
zu informieren. Wegen der Kontinuität im System war es eine sachliche Not-
wendigkeit und durch den Anlaß zusätzlich geboten, auch der geschichdichen 
Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung einen eigenen Abschnitt ein-
zuräumen. Die die Selbstverwaltung vor allem tragenden Sozialpartner bewer-
ten die sozialpolitische Bedeutung der Rentenversicherung. Weitere Abschnitte 
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handeln von den Beziehungen, die sich daraus ergeben, daß die Rentenversi-
cherung Teil der gesellschaftlichen Ordnung und Teil eines Gesamtsystems 
sozialer Alterssicherung ist. Aus ganz aktuellem Anlaß ist ein Beitrag zum 
»deutsch-deutschen« Rentenversicherungsrecht hinzugekommen. Ergänzt um 
Beiträge zur Mathematik und Statistik will dieses Handbuch einen geschlosse-
nen Überblick über das Recht und die Institution Rentenversicherung vermit-
teln. 
Der Vorstand des VDR, der Herausgeber und die Autoren wollen damit 
zugleich einen Beitrag zur Feier des 100jährigen Bestehens der Rentenver-
sicherung leisten. 
D R . W . D O E T S C H A. S C H M I D T t D R . R. K O L B P R O F . D R . F. R U L A N D 
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C D A Chrisdich-Demokratische Arbeitnehmerschaft 
C D U Christliche Demokratische Union 
CMLRev. Zeitschrift »Common Market Law Review« 
CSFR Tschechoslowakei 
CSU Christlich-Soziale Union 
d. h. das heißt 
DA Durchführungsanweisung 
DÄB1. »Deutsches Ärzteblatt« 
DAF Deutsche Arbeitsfront 
D A G Deutsche Angestelltengewerkschaft 
dagg. dagegen 
DAngVers. Zeitschrift »Die Angestelltenversicherung« 




DA Vorm »Der Amtsvormund« (Rundbrief des Deutschen Instituts 
für Vormundschaftswesen) 
DB Zeitschrift »Der Betrieb« 
DBL Dienstblatt 
DDR Deutsche Demokratische Republik 
ders. derselbe 
Deutscher 
Verein Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge 
D E V O Datenerfassungs-Verordnung 
DGB Deutscher Gewerkschaftsbund 
dgl. dergleichen 
dies. dieselbe(n) 
DifU Deutsches Institut für Urbanistik 
Diss. Dissertation 
DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
DJT Deutscher Juristentag 
DJZ »Deutsche Juristenzeitung« 
D L R G Deutsche Lebensrettungsgesellschaft 
D M T Deutsche Montan Technologie für Rohstoff, Energie, 
Umwelt 
DNotZ »Deutsche Notarzeitschrift« 
DO Dienstordnung 
D O K Zeitschrift »Die Ortskrankenkasse« 
DÖV Zeitschrift »Die Öffentliche Verwaltung« 
DP Deutsche Partei 
DPWV Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 
dr. soc. Zeitschrift »droit social« 
DRiG Deutsches Richtergesetz 
DRiZ »Deutsche Richterzeitung« 
DRK Deutsches Rotes Kreuz 
DRV Zeitschrift »Deutsche Rentenversicherung« 
dsgl. desgleichen 
DSK Deutscher Sprach- und Kulturkreis 
DSRV Datenstelle der deutschen Rentenversicherung 
DStZ »Deutsche Steuer-Zeitung« 
DSWR Zeitschrift »Datenverarbeitung, Steuer, Wirtschaft und 
Recht« 
DuD Zeitschrift »Datenschutz und Datensicherung« 
DuR Zeitschrift »Demokratie und Recht« 
DÜVO Datenübermittlungs-Verordnung 
DV Durchführungsverordnung 
DVB1. »Deutsches Verwaltungsblatt« 
DVerW Zeitschrift »Die Verwaltung« 
DVO Durchführungsverordnung 
DVR Zeitschrift »Datenverarbeitung im Recht« 
DVZ »Deutsche Versicherungszeitschrift für Sozialversicherung 
und Privatversicherung« 
X I X 
Abkürzungsverzeichnis 
E Entwurf 
E.L.Rev. Zeitschrift »European Law Review« 
e.V. eingetragener Verein 
EAGV Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
E A N Angestelltenersatzkassen 
EAR Arbeiterersatzkassen 
ebd. ebenda 
EDV Elektronische Datenverarbeitung 
EEA Einheidiche Europäische Akte 
EEG Elektroenzephalogramm 
EG Europäische Gemeinschaft 
EGBGB Einführungsgesetz zum BGB 
EGKSV Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl 
EGRKG Reichsknappschaftsgesetz - Einführungsgesetz 
(v. 23.6.1927) 
EGStGB Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
EG-EStRG Einführungsgesetz zum Einkommensteuerreformgesetz 
EheG Ehegesetz 




EKD Evangelische Kirche in Deutschland 
E K G Elektrokardiogramm 
Entw. Entwurf 
EP Entgeltpunkte 
Erl. Erlauterung(en); Erlaß 
ErsK Zeitschrift »Die Ersatzkasse« 
EStG Einkommensteuergesetz 
EStRG Einkommensteuerreformgesetz 
etc. et cetera 
EüG Eignungsübungsgesetz 
EuGH Europäischer Gerichtshof 
EuGHE Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Euro-
päischen Gemeinschaft 
EuGRZ »Europäische Grundrechte-Zeitschrift« 
EuM Entscheidungen und Mitteilungen, hrsg. von Mitgliedern 
des Reichsversicherungsamts 
EuR Zeitschrift »Europarecht« 
EuratomV Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft 
EU-Rente Erwerbsunfähigkeitsrente 
EVS Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
EvStL Evangelisches Staatslexikon 
evtl. eventuell 
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 




E W G - V O Europäische Wirtschaftsgemeinschaft-Verordnung 
EWiR Zeitschrift »Entscheidungen zum Wirtschaftsrecht« 
EzA Entscheidungssammlung zum Arbeitsrecht 
EzS Entscheidungssammlung zum Sozialversicherungsrecht 
f. folgend(e) 
FA Zeitschrift »Finanzarchiv« 
F A D »freiwilliger« Arbeitsdienst 
F A G Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz 
FamG Familiengericht 
FamRZ »Zeitschrift für das gesamte Familienrecht« 
F A N G Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz 
FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung 
FdA Förderung der Arbeitsaufnahme 
FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
FDP Freie Demokratische Partei (Deutschlands) 








FR Frankfurter Rundschau 
FRG Fremdrentengesetz 
FS Festschrift 
FuR Zeitschrift »Familie und Recht« 
F V G Finanzverwaltungsgesetz 
FVP Freie Volkspartei 
G Gesetz 
G A L Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
G A L N G Gesetz zur Neuregelung der Altershilfe für Landwirte 
GBl. Gesetzblatt 
GdB Grad der Behinderung 
GDG Gesundheitsdienstgesetz 





GG Grundgesetz; Zeitschrift »Geschichte und Gesellschaft« 
ggf. gegebenenfalls 
G K A R Gesetz über Kassenarztrecht 
GKG Gerichtskostengesetz 
GKV Gesetzliche Krankenversicherung; Gesetz über den Kom-
munalen Versorgungsverband Baden-Württemberg 
X X I 
Abkürzungsverzeichnis 
GK-AFG Ambs/Eckert u.a., Gemeinschaftskommentar zum Arbeits-
förderungsgesetz, Loseblatt 
GK-SGB I Burdenski/v. Maydell/Schellhorn, Gemeinschaftskommen-
tar zum Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil, 2. Aufl. 1981 
GK-SGB IV Krause/v. Maydell/Merten/Meydam, Gemeinschaftskom-
mentar zum Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften 
für die Sozialversicherung, 1978 
GK-SGB X 3 v. Maydell/Schellhorn, Gemeinschaftskommentar zum 
Sozialgesetzbuch - Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten, 1984 
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GMB1. Gemeinsames Ministerialblatt 
G M H »Gewerkschaftliche Monatshefte« 
GmS-OGB Gemeinsamer Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
GOÄ Gebührenordnung für Ärzte 
GOZ Gebührenordnung für Zahnärzte 
grds. grundsätzlich 
GRG Gesundheits-Reformgesetz 
GrS Großer Senat 
GRV Gesetzliche Rentenversicherung 
G U V Gemeinde-Unfallversicherungs verband 
GVBL Gesetz- und Verordnungsblatt 
G V G Gerichts Verfassungsgesetz; Gesellschaft für Versicherungs-
wissenschaft und -gestaltung e. V . 
h. M . herrschende Meinung 
HÄG Hamburgisches Ärztegesetz 
H A G Heimarbeitsgesetz 
Halbs. Halbsatz 





WissPrax Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Praxis 
HdbStR Handbuch des Deutschen Staatsrechts 
HdStW Handbuch der Staatswissenschaft 
HdWW Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft 
hess. hessisch 
HEZG Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz 
HFR Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 
HGB Handelsgesetzbuch 
H H G Häftlingshilfegesetz 
HirthsAnnalen Annalen des Deutschen Reiches (hrsg. von Hirths) 
H I V Human Immunodeficiency Virus 
Hj. Halbjahr 
HkG Heimkehrergesetz 
H L U Hilfe zum Lebensunterhalt 




Hpf lG Haftpflichtgesetz 
H R G Hochschulrahmengesetz 
Hrsg.; hrsg. Herausgeber; herausgegeben 
HStruktG Haushaltsstrukturgesetz 
H T L V Human-T-cell-Lympho-Arope-Virus 
H V G Hand werkerversorgungsgesetz 
H w O Handwerksordnung 
H w V G Handwerkerversicherungsgesetz 
HzS Handbuch zum Sozialrecht, Loseblatt (hrsg. von Doetsch) 
i.d.F. in der Fassung 
Ld.R. in der Regel 
i . e. im einzelnen 
i.S.d. im Sinne des(r) 
i.S.v. im Sinne von 
i .V.m. in Verbindung mit 
i.w.S. im weiteren Sinne 
IAB Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der B A 
IAO Internationale Arbeitsorganisation 
I A V G Invaliditäts- und Altersversicherung 
IdW Institut der deutschen Wirtschaft 
I K K Innungskrankenkasse 
ILO International Labour Organization 
I M Innenministerium 
InfAuslR Zeitschrift »Informationsbrief Ausländerrecht« 
info »Aktueller Informationsdienst für die berufsgenossen-
schafdiche Sachbearbeitung« 
info also Zeitschrift »Informationen zum Arbeitslosenrecht und So-
zialhilferecht« 
insbes. insbesondere 
InvG Invalidenversicherungsgesetz; Invaliditätsgesetz 
IPrax »Praxis des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts« 
IRO International Refugee Organisation 
ISG Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (Kolb, 
1978) 
IuAVG Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz 
IV Invalidenversicherung 
IVG Invalidenversicherungsgesetz; Invaliditätsgesetz 
IVSS Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit 
IWG Institut für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 
IWK Internationale wissenschafdiche Korrespondenz (zur 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung) 
iw-eil Eildienst des Instituts der deutschen Wirtschaft 
J A »Juristische Arbeitsblätter« 
JArbSchG Jugendarbeitsschutzgesetz 




JbbNökuStat Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 1863 ff. 
(hrsg. von Conrads) 
JB1. Zeitschrift »Juristische Blätter« 
JbRSoz. Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie 




JöR Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart 
JÖSchG Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 
JR Zeitschrift »Juristische Rundschau« 
JRuR Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie 
JurBüro Zeitschrift »Das juristische Büro« 
JuS Zeitschrift »Juristische Schulung« 
JVBL »Jus tizverwaltun gsblatt« 
JW »Juristische Wochenschrift« 
JWG Jugendwohlfahrtsgesetz 
JZ »Juristenzeitung« 
K A B Bundesverband der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung 
KÄBV Kassenärztliche BundesVereinigung 
K A G G Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 
Kap. Kapitel 
Kaug Konkursausfallgeld 
KÄV Kassenärztliche Vereinigung 
KEZ Kindererziehungszeiten 
KFürsV Verordnung zur Kriegsopferfürsorge 
KfzHV Verordnung über Kraftfahrzeughilfe zur beruflichen 
Rehabilitation 
K G Kommanditgesellschaft; Kammergericht 
KgfEG Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz 
K G G Kindergeldgesetz 
K H G Krankenhausfinanzierungsgesetz 
K H N G Krankenhaus-Neuordnungsgesetz 
KJ Zeitschrift »Kritische Justiz« 
K K Krankenkasse 
K L G Kindererziehungsleistungs-Gesetz 
K L V G Leistungsverbesserungsgesetz in der Krankenversicherung 
KnRV Knappschafdiche Rentenversicherung 
K n V A G Knappschaftsrentenversicherungs-Anpassungsgesetz 
K n V N G Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz 
K O Konkursordnung 
KOF Kriegsopferfürsorge 
Komm. Kommentar 
Kompaß Zeitschrift der Bundesknappschaft in Bochum 
KonsG Konsulargesetz 
KostO Kostenordnung 
K O V Kriegsopferversorgung; Zeitschrift »Die Kriegsopferversor-
gung« 
X X I V 
Abkürzungsverzeichnis 
KvirnJ »Kriminologisches Journal« 
kr it. kritisch 
KrPf lG Krankenpflegegesetz 
K r V Zeitschrift »Die Krankenversicherung« 
KSchG Kündigungsschutzgesetz 
K S K Künstlersozialkasse 
KStG Körperschaftssteuergesetz 
KStZ »Kommunale Steuer-Zeitschrift« 
K S V G Künstlersozialversicherungsgesetz 
K V Krankenversicherung 
K V d R Krankenversicherung der Rentner 
KVdR-AusglV Verordnung über das Verfahren zum Ausgleich der Lei-
stungsaufwendungen in der Krankenversicherung der 
Rentner 
K V G Gesetz betr. die Krankenversicherung der Arbeiter 
K V K G Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz 
K V L G Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 
K V M G Gesetz über die Verwaltung der Mittel der Träger der Kran-
kenversicherung 
K V N G Krankenversicherungs-Neuregelungsgesetz 
K V RS »Die Krankenversicherung in Rechtsprechung und 
Schrifttum« 
K V S G Gesetz über die Krankenversicherung der Studenten 
K V W G Krankenversicherungs-Weiterentwicklungsgesetz 
KZfSS »Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie« 
L A G Landesarbeitsgericht; Lastenausgleichsgesetz 
L A K Landwirtschaftliche Alterskasse 
2. L A V Zweite Lohnabzugsverordnung 
LBW Loseblattwerk 
LdR Lexikon des Rechts 
LFZG Lohnfortzahlungsgesetz 
L G Landgericht 
lit. litera (Buchstabe) 
L M Nachschlagewerk des Bundesgerichtshofs, hrsg. v. Linden-
maier/Möhring u. a., Loseblatt 
LohnFG Lohnfortzahlungsgesetz 
LPK-BSHG Bundessozialhilfegesetz, Lehr- und Praxiskommentar von 




L V A Landesversicherungsanstalt 
m. mit 
m.a.W. mit anderen Worten 
m. E. meines Erachtens 
m.w.H. mit weiteren Hinweisen 
m.w.N. mit weiteren Nachweisen 
X X V 
Abkürzungsverzeichnis 
MannVersG Mannschaftsversorgungsgesetz 
MatAB »Materialien aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung« 
MB1. Ministerialblatt 
MdE Minderung der Erwerbsfähigkeit 
M D R »Monatsschrift für Deutsches Recht« 
MedR Zeitschrift »Medizinrecht« 
MedSach Zeitschrift »Der medizinische Sachverständige« 
Meso Medizin im Sozialrecht, Entscheidungssammlung, Loseblatt 
MilHinterblG Militärhinterbliebenengesetz 
MinBl . Ministerialblatt 
mio. Million 
M I T Mittelstands Vereinigung der C D U 
Mitt. Mitteilung(en) 
MittAB »Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung« 
Mi t tLVAOMFr »Mitteilungen der L V A Oberfranken und Mittelfranken« 
M M G Zeitschrift »Mensch, Medizin, Gesellschaft« 
Mrd. Milliarde 
M R G Renten-Mehrbetrags-Gesetz 
M R K Konvention vom 4.12.1950 zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten 
M R R G Melderechtsrahmengesetz 
M T B Manteltarifvertrag für Arbeiter des Bundes 
MünchKomm Münchener Kommentar zum BGB (hrsg. von Rebmann und 
Säcker), 2. Aufl. 1984 ff. 
MuSchG Mutterschutzgesetz 
MuSchVO Verordnung über den Mutterschutz für Beamtinnen 
n. F. neue Fassung 
NachrLVA 
Hessen Nachrichten der L V A Hessen 
Nachw. Nachweise 
N A T O North Atlantic Treaty Organization 
NB1. Nachrichtenblatt 
Nds. Niedersachsen 
N D V »Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge« 
Nieders. Niedersachsen 
NJW »Neue Juristische Wochenschrift« 
NJW-RR »Neue Juristische Wochenschrift - Rechtsprechungsreport« 
N O G Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Kriegsopferrechts 
NP Zeitschrift »Neue Praxis« 
Nr. Nummer 
Nrn. Nummern 
NRR Nettore produktionsrate 
NRW Nordrhein-Westfalen 
NS Nationalsozialismus, nationalsozialistisch 
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
N S K O V Nationalsozialistische Kriegsopferversorgung 
NSV Nationalsozialistische Volkswohlfahrt 
X X V I 
Abkürzungsverzeichnis 
N V Nachversicherung 
NVwZ »Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht« 
NW Nordrhein-Westfalen 
N Z A »Neue Zeitschrift für Arbeits- und Sozialrecht« 
o. oben 
o. a. oben angegeben 
o. ä. oder ähnliche(s) 
o. g. oben genannt 
o.J. ohne Jahr 
o. V. ohne Verfasser 




Wes. Zeitschrift »Öffentliches Gesundheitswesen« 
OffPensG Gesetz über die Pensionierung der Offiziere einschließlich 
Sanitätsoffiziere des Reichsheeres der Kaiserlichen Marine 
und der Kaiserlichen Schutztruppen 
O H G Offene Handelsgesellschaft 
O K K Ortskrankenkasse 
O L G Oberlandesgericht 
OLGZ Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen ein-
schließlich der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
OrthV Orthopädieverordnung 
O V G Oberverwaltungsgericht 
O V G E Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
ÖZS »Österreichische Zeitschrift für Soziologie« 
p. page (Seite) 
p. a. pro anno (lat.: pro Jahr) 
Pf. Pfennig 
PflichtVG Pflichtversicherungsgesetz 
PKV Private Krankenversicherung 
Prot. Protokoll 
PrOVG Entscheidungen des Preußischen Oberverwaltungsgerichts 
PStG Personenstandsgesetz 
pV persönlicher Vomhundertsatz 
R.P.S.S. »Revue Beige de Securite Sociale« 














RdA Zeitschrift »Recht der Arbeit« 
RdErl. Runderlaß 
RdJB Zeitschrift »Recht der Jugend und des Bildungswesens« 






Rev. dr. eur. »Revue trimestrielle de droit european« 
RF Rentenartfaktor 
RfA Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
RFG Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgesetz 
RFV Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht 
RG Reichsgericht 
RGB Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 
RGBl. Reichsgesetzblatt 
RGr Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge 
RGSt. Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen 
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Rh.-Pf. Rheinland-Pfalz 
RiA Zeitschrift »Recht im Amt« 
RIW Zeitschrift »Recht der internationalen Wirtschaft« 
RJWG Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 
R K G Reichsknappschaftsgesetz 
RL Richtlinie 
R M Reichsmark 
R M d l Reichsmin. des Innern 
RMF Reichsmin. der Finanzen 
R M G Renten-Mehrbetrags-Gesetz 





RT Reichstag, Stenogr. Berichte, Bd. 
RV Rentenversicherung; Zeitschrift »Die Rentenversicherung« 
R V A Reichsversicherungsamt 
RVFinanzG Gesetz zur Stärkung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen 
Rentenversicherung 
R V G Reichs Versorgungsgericht; Reichs Verwaltungsgericht 
R V O Reichsversicherungsord nung 




R V - B E V O Verordnung über das Entrichten von Beiträgen zur Renten-
versicherung der Arbeiter und der Angestellten 
RWI-Mitt. »Mitteilungen des Rheinisch-Westfälischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung« 
Rz. Randziffer(n) 
RZB Bestimmungen für das Rentenzahlverfahren 
R Z G Rentenzulagengesetz 
S. Seite; Satz 
s. siehe 
SachBezV Sachbezugsverordnung 
S A E Zeitschrift »Sammlung arbeitsrechdicher Entscheidungen« 
SBZ Sowjetisch Besetzten Zone 
Schl.-H. Schleswig-Holstein 
SchlHA Schleswig-Holsteinische Anzeigen 
Schmollersjb. Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirt-
schaft, 1871 ff. (hrsg. von Schmollers) 
SchwbAV Ausgleichsabgabeverordnung Schwerbehindertengesetz 
SchwbG Schwerbehindertengesetz 
SchwbWV Werkstättenverordnung Schwerbehindertengesetz 
SchwZSozV Schweizerische Zeitschrift für Sozialversicherung 
SdL Zeitschrift »Soziale Sicherheit in der Landwirtschaft« 
SdO Zeitschrift »Selbstverwaltung der Ortskrankenkassen« 
Seek. Seekasse 
See-KK See-Krankenkasse 
SF Zeitschrift »Sozialer Fortschritt« 
SG Sozialgericht 
SGB Sozialgesetzbuch 
SGb Zeitschrift »Die Sozialgerichtsbarkeit« 
SGB I Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil 
SGB IV Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften für die Sozial-
versicherung 
SGB V Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung 
SGB VI Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung 
SGB X Sozialgesetzbuch - Verwaltungsverfahren, Schutz der 
Sozialdaten, Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre 
Beziehungen zu Dritten 
SGB-SozVers-




SH Sonderheft; Studienheft 
SjE Sammlung jugendrechtlicher Entscheidungen, Loseblatt 
SKV Zeitschrift »Staats- und Kommunal Verwaltung« 
(1955-1977; dann: »Verwaltungsrundschau«) 
Slg. Allgemeine Sammlung der Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs 
sog. sogenannte(r) 
X X I X 
Abkürzungsverzeichnis 
SoldG Soldatengesetz 
Soz. Sich. Soziale Sicherheit 
SozArb Zeitschrift »Soziale Arbeit« 
SozEntsch Sozialrechdiche Entscheidungssammlung 
SozR Sozialrecht - Entscheidungssammlung, bearbeitet von den 
Richtern des BSG 
SozSich Zeitschrift »Soziale Sicherheit« 
SozVers Zeitschrift »Die Sozialversicherung« 
SP Schlußprotokoll 
Sp. Spalte 
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
SPE Ergänzbare Sammlung schul- und prüfungsrechtlicher Ent-
scheidungen 
SRH Sozialrechtshandbuch (hrsg. von v. Maydell/Ruland, 1988) 
SRVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift über das Rechnungswe-
sen in der Sozialversicherung 
St Steigerungssatz 
st. Rspr. ständige Rechtsprechung 
Staatsanz. Staatsanzeiger 
StBA Statistisches Bundesamt 
StBerG Steuerberatungsgesetz 






StuW Zeitschrift »Steuer und Wirtschaft« 
StVG Straßenverkehrsgesetz 
StVollzG Strafvollzugsgesetz 
SV Zeitschrift »Die Sozialversicherung« 
SVA Sozialversicherungsausweis 
SVAbk Sozialversicherungsabkommen 
S V A G Sozial versicher ungs-Anpassungsgesetz 
SVBEG Sozialversicherungs-Beitragsendastungsgesetz 





SV-GK Gesamtkommentar zur Sozialversicherung 
SZ »Süddeutsche Zeitung« 
SZS »Schweizerische Zeitschrift für Sozialversicherung« 
S-Ausschuß Sozialausschuß 
Tbc Tuberkulose 
T H W Technisches Hilfswerk 
tsd. tausend 
TuP Zeitschrift »Theorie und Praxis der sozialen Arbeit« 










Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
Unterhaltsvorschußgesetz 
United Nations Organization 
Urteil 
Unterhaltssicherungsgesetz 
Urteilssammlung für die gesetzliche Krankenversicherung 











Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich 
Versorgungsausgleich 
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet des Versorgungs-
ausgleichs 
Verband der Kriegsbeschädigten, Kriegshinterbliebenen 
und Sozialrentner 
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I. Epochenzäsur 
Die Rentenreform 1957 stellt in mehrfacher Hinsicht eine Epochenzäsur dar. 1 
Dies gilt zunächst für die Geschichte der gesetzlichen Rentenversicherung, die 
mit neuen Ordnungsideen auf eine neue Grundlage gestellt wurde. Die Rente 
erhielt »Lohnersatzfunktion«, verlor also für langjährig Versicherte den ärmli-
chen Charakter einer Überlebenshilfe. Und sie wurde »dynamisiert«, mithin in 
ein geregeltes Entwicklungsverhältnis zur allgemeinen Einkommensbewegung 
gesetzt. Mit der »dynamischen Rente« wuchs das Leistungsniveau der sozialen 
Sicherung erstmals deudich über die Bedarfsgrenze des Existenzminimums 
hinaus: Als neues und für die weitere Sozialrechtsentwicklung typisches Ziel 
rückte die sozialpolitische Absicherung des erworbenen Lebensstandards, des 
relativen sozialen Status in den Bereich des Möglichen. Zäsurwirkung hat diese 
Rentenreform mithin auch für die Geschichte der Sozialversicherung, ja des 
Sozialstaats im ganzen. Sie hat die Sozialversicherung von der Assoziation 
befreit, lediglich ein Notbehelf für arme Leute zu sein; sie bedeutete eine »radi-
kale qualitative Aufwertung von Sozialstaat«1. Schon zeitgenössisch ist die Ren-
tenreform als »das wohl bedeutendste Sozialgesetzeswerk seit der Einführung 
der Sozialversicherung und seit der Schaffung der Arbeitslosenversicherung« 
wahrgenommen worden2. 
1 BOGS in: Blüm/Zacher (Hrsg.), 40 Jahre Sozialstaat Bundesrepublik Deutschland, 1989, S. 306. 
2 Welt der Arbeit, 25.1.1957. 
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2 Epoche machte die Rentenreform schließlich auch im Hinblick auf die deutsche 
Sozialgeschichte. Durch Verstetigung des Lebensarbeitseinkommens förderte sie 
den Abschied von der durch Existenzunsicherheit gekennzeichneten proletari-
schen Lebenslage. Mit der Einebnung sozialrechtlicher Unterschiede zwischen 
Arbeitern und Angestellten förderte sie die Bildung einer übergreifenden 
Arbeitnehmerkategorie. Zudem entlastete sie die Struktur der Gesellschaft 
weitgehend von einem großen traditionellen Konflikt, der in der krassen Ver-
teilungsdisparität zwischen der erwerbstätigen und der nicht mehr erwerbstäti-
gen Generation begründet lag. Durch die Idee des »Generationenvertrags« 
normativ bekräftigt, hat die Rentenreform hier relativ viel Ausgewogenheit 
hergestellt - freilich in den Grenzen eines Bezugsrahmens, der auf das Leitbild 
des lebenslang voll erwerbstätigen (in der Regel männlichen) Arbeitnehmers 
zugeschnitten blieb. 
II. Sozialreform oder Rentenreform? 
3 Die Rentenreform von 1957 stand am Ende einer Legislaturperiode, an deren 
Anfang sowohl die von den Unionsparteien geführte Regierungskoalition wie 
auch die sozialdemokratische Opposition ein wesentlich umfassenderes 
Reformwerk angekündigt hatte3. Die SPD war in den Bundestagswahlkampf 
1953 mit Grundzügen eines »Sozialen Gesamtplans« hineingegangen, der ver-
suchte, Elemente der neuen britisch-skandinavischen Welfare-State-Konzep-
tion (z. B. allgemeine Staatsbürger-Grundrente, überwiegend steuerfinanzier-
ter nationaler Gesundheitsdienst) auf die deutschen Verhältnisse zu übertra-
gen. In der seine zweite Amtsperiode einleitenden Regierungserklärung (1953) 
erhob auch Bundeskanzler Adenauer eine »umfassende Sozialreform« zum Regie-
rungsprogramm. Damit sollte die Improvisationsperiode der Nachkriegszeit 
abgeschlossen und im sozialpolitischen Bauabschnitt des neuen Staates durch-
greifend Klarheit und Ordnung geschaffen werden. 
4 Tatsächlich zielte die regierungsinterne Arbeit bis Ende 1955 auf die Entwick-
lung einer Gesamtkonzeption einer Sozialleistungsreform. Davon zeugen auch 
große Gutachten und Denkschriften, die im Regierungsauftrag entstanden sind. 
So stellte W A L T E R B O G S die »Grundfragen des Rechts der sozialen Sicherheit 
und seiner Reform« (Berlin 1955) dar; im persönlichen Auftrag Adenauers 
legten H A N S A C H I N G E R , J O S E P H H Ö F F N E R , H A N S M U T H E S I U S und L U D W I G 
N E U N D Ö R F E R die als »Rothenfelser Denkschrift« bekannt gewordene Studie 
»Neuordnung der sozialen Leistungen« (Köln 1955) vor. Das Bundesarbeitsmi-
nisterium richtete einen »Beirat für die Neuordnung der sozialen Leistungen« 
ein und bildete ressortintern ein »Generalsekretariat für die Sozialreform«, das 
unter der Leitung von K U R T J A N T Z junge, reformfreudige Beamte (wie D I E T E R 
S C H E W E , D E T L E V Z Ö L L N E R , H A R T M U T H E N S E N ) vereinte. In einem verwickelten 
Kampf um Kompetenz- und Verfahrensfragen entstand ein besonderer Kabi-
nettsausschuß für Fragen der Sozialreform (»Sozialkabinett«). 
5 Die Gesamtkonzeption-Planungen der Bundesregierung liefen sich jedoch fest. 
Dazu führte nicht zuletzt ein Konzeptionenstreit zweier Hauptkontrahenten. 
3 Zum folgenden HOCKERTS S. 216-319; RICHTER (Hrsg.), Die Sozialreform, Loseblatt. 
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Indem er sich als Speerspitze aller an fürsorgerechtlichen Formen der Armuts-
bewältigung orientierten Kräfte anbot, strebte Bundesfinanzminister F R I T Z 
S C H Ä F F E R eine Umstrukturierung des Sozialleistungsgefüges nach dem 
»Bedarfsprinzip« an. Darunter verstand er die Bindung aller steuerfmanzier-
ten Sozialleistungen einschließlich der sehr erheblichen Staatszuschüsse zur 
Sozialversicherung an den Nachweis individueller Bedürftigkeit. Eine solche 
Geburt der Sozialreform aus dem Geiste des Bedürftigkeitsprinzips lehnte hin-
gegen Bundesarbeitsminister A N T O N S T O R C H entschieden ab. Ihm ging es viel-
mehr um eine sozialversicherungsrechtliche Abhebung der Arbeitnehmer-
schaft von den stigmatisierenden Formen traditioneller Armutsfürsorge. 
Anders als das Finanzressort, das mit einem umfassenden Reformplan die kon-
kurrierenden Ansprüche zur wechselseitigen Mäßigung zwingen wollte, bevor-
zugte das Arbeitsressort ein schrittweises Vorgehen, wobei es in der Rentenver-
sicherung den vordringlichsten Teilbereich sah. 
Mehrere Faktoren führten Ende 1955 zu einem Konstellationswandel, der die 6 
Gesamtkonzeption-Planungen auf ein bald zum Stillstand führendes Neben-
gleis schob und eine Reform der Rentenversicherung ins Zentrum rückte. Das war 
zum einen eine Art Befreiungsschlag des Bundeskanzlers, der aus dem lähmen-
den Gesamtreform-Disput herausführen und die Energien auf eine noch vor 
den Bundestagswahlen von 1957 realisierbare Teilreform konzentrieren wollte. 
Das entsprach zugleich der Einsicht, daß in der Verelendung der Rentner sozia-
ler Sprengstoff lag: Daß die Sozialrentner zu den Stiefkindern des Wirtschafts-
wunders gehörten, hatte eine Enquete des Statistischen Bundesamts soeben 
noch einmal eindringlich untermauert4. Als Initialzündung wirkte indessen ein 
Anstoß von außen: der »Schreiber-Plan«. 
III. Der mühsame Weg zum Regierungsentwurf 
1. Initialzündung »Schreiber-Plan« 
Auf Einladung Adenauers referierte W l L F R l D S C H R E I B E R , Kölner Privatdozent 7 
für Wirtschaftstheorie und Geschäftsführer des Bundes katholischer Unter-
nehmer, im Dezember 1955 vor dem Sozialkabinett über die Grundzüge eines 
Rentenreformplans. A D E N A U E R hatte eine einschlägige Publikation S C H R E I -
B E R S 5 kennengelernt und so beachtlich gefunden, daß er sie in die konzeptio-
nellen Überlegungen der Bundesregierung einbeziehen wollte. 
S C H R E I B E R S Grundgedanken waren ebenso einfach wie radikal: Jeder Erwerbstä- 8 
tige zahlt laufend einen festen Prozentsatz seines Bruttoeinkommens in die 
»Rentenkasse des deutschen Volkes«, und diese gibt das jährliche Beitragsauf-
kommen jeweils voll an die Rentner weiter. Die Beiträge werden in Form von 
Anspruchspunkten gutgeschrieben, und der Quotient aus allgemeinem Bei-
tragsaufkommen und der Summe aller Anspruchspunkte ergibt dann den jähr-
4 Die sozialen Verhältnisse der Renten- und Unterstützungsempfänger, Hef t l : Die Sozialleistungen 
nach Leistungsfällen und Empfängern im September 1953, 1955; Heft2: Die sozialen Verhältnisse 
der Haushaltungen mit Sozialleistungsempfängern im Frühjahr 1955, 1957. 
5 SCHREIBER Existenzsicherheit in der industriellen Gesellschaft, 1955. 
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lieh neuen Wert jedes Anspruchspunktes. Der Plan brach also mit dem alten 
Dogma des Kapitaldeckungsverfahrens zugunsten eines reinen Umlageverfah-
rens, für das S C H R E I B E R den einprägsamen Begriff des »Solidar-Vertrags zwi-
schen jeweils zwei Generationen« fand, und er koppelte die Rentenhöhe auto-
matisch an die Entwicklung der Arbeitseinkommen. Hiermit glaubte S C H R E I -
B E R einen gravierenden Konstruktionsfehler der klassischen Rentenformel beho-
ben zu haben, denn diese berechnete die Rente nach dem Nominalwert von 
Beiträgen, die von der Lohn- und Preisentwicklung längst überholt waren, 
wenn der Versicherte aus dem Arbeitsleben ausschied, und auch während des 
Rentenbezugs sank sein Lebensstandard bei steigenden Preisen und/oder bei 
wachsender Konsumkraft der Erwerbstätigen immer tiefer, sofern der Gesetz-
geber sich nicht zu immer neuen von Gunst oder Ungunst des Augenblicks 
abhängigen Eingriffen entschloß. 
9 Ohne die politische Impulswirkung des Schreiber-Plans schmälern zu wollen, 
muß man hervorheben, daß ähnliche Gedanken, wenn auch weniger zugespitzt, 
damals vielfach in der wissenschaftlichen und politischen Diskussion geäußert 
wurden. G E R H A R D M A C K E N R O T H S berühmter Satz, daß »aller Sozialaufwand 
immer aus dem Volkseinkommen der laufenden Periode gedeckt werden« 
müsse und es insofern volkswirtschaftlich »immer nur ein Umlageverfahren« 
gebe6, artikulierte eine inzwischen weithin geteilte Einsicht. Ebenso wurde das 
Prinzip einer Koppelung der Renten an variable Größen vielfach, wenn auch 
meist noch ohne operative Klarheit diskutiert. Immerhin lagen im »Generalse-
kretariat für die Sozialreform« im Herbst 1955 schon verschiedene Varianten 
einer neuen Rentenformel bereit, die viel Ähnlichkeit mit dem legislatorischen 
Resultat von 1957 aufweisen. Während S C H R E I B E R den Beitragssatz konstant 
halten und insofern das demographische Risiko einseitig auf der Seite der 
Rentner lokalisieren wollte, betrachtete das Generalsekretariat umgekehrt die 
Rente-Lohn-Relation als das zu bewahrende und das Finanzierungssystem als 
das gegebenenfalls zu variierende Element. Ein weiterer bedeutender Unter-
schied lag darin, daß S C H R E I B E R S Modell die Höhe des anzustrebenden Renten-
niveaus offen ließ, während das Generalsekretariat den Gedanken der Lohn-
koppelung mit der anderen neuen Ordnungsidee verband: die Rente so zu 
bemessen, daß sie den individuell erarbeiteten Lebensstandard im Alter auf-
recht erhält. 
10 Schon vor S C H R E I B E R S Vortrag im Sozialkabinett hatte das Generalsekretariat 
seine Gedanken in interministeriellen Verhandlungen zur Diskussion gestellt, 
war dabei aber auf erhebliche Widerstände gestoßen. In dieser Situation schlug 
nun das Zusammenspiel A D E N A U E R / S C H R E I B E R eine Bresche, die das General-
sekretariat dann zur Durchsetzung eigener Gedankengänge nutzen konnte. Es 
ist also nicht so, wie gelegentlich dargestellt wird, daß der regierungsinterne 
Siegeszug der dynamischen Rente der Sieg eines Außenseiters über die Büro-
kratie gewesen sei. Vielmehr konvergierten hier ähnliche Überlegungen, und 
es dürfte in erster Linie der geringen persönlichen Hebelkraft des Ministers 
S T O R C H zuzuschreiben sein, daß die Dinge erst durch den Kontakt A D E N A U E R / 
S C H R E I B E R wirklich in Bewegung geraten sind. 
6 MACKENROTH Die Reform der Sozialpolitik durch einen deutschen Sozialplan, 1952, S.41. 
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2. Kabinettskonflikt 
Um die Jahreswende 1955/56 arbeitete K O N R A D A D E N A U E R eine vom General- 11 
Sekretariat vorbereitete Vorlage über die wichtigsten Entscheidungsalternati-
ven durch 7. Dabei stimmte er dem Gedanken einer Koppelung der Rente an die 
Lohnentwicklung zu, und zwar sowohl für die Erstfestsetzung der Rente 
(Hochrechnung aller früheren Beitragswerte auf das beim Eintritt ins Renten-
alter aktuelle Lohnniveau) wie auch für die laufende Anpassung der Bestands-
renten. Darin sah er eine Chance, das Rententhema zu entpolitisieren und insbe-
sondere aus den Unwägbarkeiten der Wahlkämpfe herauszuhalten. Er akzep-
tierte den Gedanken, daß die Altersrente »den im Arbeitsleben erworbenen 
Lebensstandard« sichern solle. Er befürwortete eine verstärkte Bekämpfung 
der Frühinvalidität durch Prävention und Rehabilitation und wünschte, daß die 
Invaliditätsrente »eine ausreichende Lebenssicherung« gewährleiste. Eine 
Knüpfung von Rentenzahlungen an Bedarfsprüfungen lehnte er ab, ebenso 
ein reines Umlageverfahren, wie es S C H R E I B E R gewünscht hatte, plädierte viel-
mehr für eine Sicherheitsreserve zum Ausgleich von Konjunkturschwankun-
gen. Im Unterschied zu S C H R E I B E R wünschte A D E N A U E R auch keine völlige 
Streichung des Staatszuschusses, den er allerdings »möglichst gering« gehalten 
wissen wollte. Er befürwortete die Ausdehnung der Versicherungspflicht auf 
alle Arbeitnehmer und empfahl, auch Selbständige bis zu einem bestimmten 
Einkommen in die Rentenversicherung einzubeziehen. Die Frage der Siche-
rung der Selbständigen trennte er jedoch bald wieder ab, um die Durchset-
zungschance der Rentenversicherungsreform zu erhöhen. 
Anschließend suchte A D E N A U E R diese Vorentscheidungen in Beschlüsse des 12 
Sozialkabinetts umzusetzen. Tatsächlich verkündete ein Kommunique dieses 
Kabinettsausschusses im Januar 1956: »Das Kernstück der Neuregelung bildet 
der Übergang von der statischen zur sogenannten dynamischen Leistungs-
rente«. Einen Monat später hieß es jedoch im nächsten Kommunique: »Da der 
Ausdruck dynamische Rente sprachlich falsch ist, soll an seine Stelle der Aus-
druck Produktivitätsrente treten« 8. 
Wie diese terminologische Unsicherheit andeutet, stieß A D E N A U E R im Sozial- 13 
kabinett auf tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten. Bis das Kabinett sich im 
Mai 1956 auf einen Gesetzentwurf einigte, galt der von heftigen Auseinander-
setzungen in der politischen Öffentlichkeit begleitete regierungsinterne Streit 
vor allem der Frage, wie die Bezugsgröße und die Verfahrensweise bei der 
periodischen Anpassung der laufenden Renten zu definieren sei. Vor allem die 
Minister E R H A R D und S C H Ä F F E R äußerten aus Gründen, die sich zum Teil mit 
Einwänden opponierender Verbände deckten (vgl. u. Rz. 19), größte Bedenken 
gegen eine automatische Anpassung der laufenden Renten an die Lohnent-
wicklung. Beide Minister setzten sich mit Vehemenz für nicht-automatische 
Verfahren und preisbereinigte Bezugsgrößen ein, um die Rentner zwar an der 
wachsenden Produktivität zu beteiligen, aber nicht aus dem Geldentwertungsri-
siko zu entlassen. Umgekehrt dachte Minister Storch, insofern mehr von frühe-
7 Zum folgenden HOCKERTS S. 220-425; neuerdings auch R O T H Rentenpolitik in der Bundesrepublik, 
1989. 
8 Bulletin 21.1.1956, S. 117 bzw. 21.2.1956, S. 297. 
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ren Inflationserfahrungen als vom konzeptionellen Zugriff seiner Mitarbeiter 
im Generalsekretariat geprägt, in erster Linie an einen Geldwertschutz für die 
Rentner, was mehr auf eine Berücksichtigung der Preis- als der Lohnentwick-
lung zielte. 
IV. Regierungs- und Oppositionsentwurf im Vergleich 
1. Konvergenz der Konzeptionen 
14 Der Regierungsentwurf war ein Kompromiß, der nicht zuletzt unter dem 
Druck einer konkurrierenden, unter der Leitung von E R N S T S C H E L L E N B E R G 
ausgearbeiteten, Gesetzesvorlage der SPD zustande kam9. Vergleicht man 
Regierungs- und Oppositionsentwurf, so fällt zunächst eine weitgehende Ähn-
lichkeit der Ziele und Methoden auf. Unter Preisgabe früherer Konzeptionsele-
mente wie einer steuerfinanzierten Grundrente für alle Staatsbürger war die 
maßgebliche Oppositionspartei offensichdich bestrebt, sich zwecks Optimie-
rung des Durchsetzbaren nicht allzu weit vom parlamentarisch Konsensfähigen 
zu entfernen. Bei dieser von der ministerial-bürokratischen Seite geförderten 
Konvergenz spielte die Überzeugung eine Rolle, daß eine so grundlegende 
Reform auf Dauer angelegt und daher auf einer breiten Parlamentsmehrheit 
aufgebaut werden müsse. 
15 Beide Entwürfe unternahmen es, das gesamte Recht der gesetzlichen Alters-, 
Invaliditäts- und Hinterbliebenensicherung neu zu gestalten, ohne die beste-
hende organisatorische Struktur in Frage zu stellen. Beide sahen keine beitrags-
unabhängigen Rentenbestandteile mehr vor, stärkten insofern das Versiche-
rungs- u n d Äquivalenzprinzip, führten jedoch (in divergierendem Ausmaß) als 
Elemente des sozialen Ausgleichs Ersatz-, Ausfall- und Zurechnungszeiten ein. 
Beide bezogen alle Arbeitnehmer ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Einkom-
mens in die Versicherungspflicht ein, sahen für Arbeiter und Angestellte glei-
ches materielles Recht vor, und ersetzten - bei Unterschieden im Detail - die 
alten Begriffsbestimmungen der Invalidität (Arbeiter) und Berufsunfähigkeit 
(Angestellte) durch neue, für beide Versicherungszweige einheitliche Definitio-
nen von »Berufsunfähigkeit« und »Erwerbsunfähigkeit«. Beide klammerten 
die Frage der Sicherung der Selbständigen aus; im Unterschied zum Regie-
rungsentwurf hielt die Opposition aber die Möglichkeit zur freiwilligen Versi-
cherung generell offen. 
2. Die neue Rentenformel 
16 Das Kernstück beider Entwürfe war eine neue, »dynamische« Rentenformel, die 
vier Faktoren multiplikativ miteinander verknüpfte: Zur Messung der Lebens-
arbeitsleistung wird 
- die Zahl der jeweils anrechnungsfähigen Versicherungsjahre und 
- das Verhältnis des jeweils versicherten Bruttolohns zum Durchschnittsbrut-
9 BR-Drs. 196/56 (RegE vom 23.5.1956); BT-Drucks. 2/2314 (SPD-E vom 18.4.1956). 
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tolohn aller Versicherten während der gesamten Versicherungszeit (persön-
liche Bemessungsgrundlage) berücksichtigt; während 
- das Instrument der allgemeinen Bemessungsgrundlage die Rentenberech-
nung auf das aktuelle Lohnniveau bezieht, steuert 
— der Steigerungssatz je Versicherungsjahr die prozentuale Höhe, in der das 
lebensdurchschnittlich erworbene, aktualisierte Bruttoentgelt durch die 
Rente ersetzt wird. 
Beide Entwürfe wählten als aktualisierende Bezugsgröße (allgemeine Bemes-
sungsgrundlage) den Bruttoarbeitsverdienst aller Versicherten, wobei die 
Regierung einen gleitenden Dreijahresdurchschnitt und die SPD das jeweils 
zuletzt vergangene Jahr zugrunde legte. Der Regierungsentwurf wählte den 
Steigerungssatz für die Altersrente mit 1,5 % so, daß nach 4 0 Versicherungsjah-
ren 60 % des aktualisierten, lebensdurchschnittlich erworbenen Bruttoentgelts 
erlangt werden. Durch die Wahl eines höheren Steigerungssatzes (1 ,8%) und 
die Einfügung eines fiktiven Mindesteinkommens in die Rentenberechnung 
ging die SPD über den Regierungsentwurf hinaus. 
Der wohl bedeutendste Unterschied zwischen den beiden Entwürfen lag in der 17 
für die periodische Anpassung während der Laufzeit der Renten vorgesehenen 
Regelung. Die SPD wollte die Renten automatisch der jährlichen Lohnbewe-
gung in Form der allgemeinen Bemessungsgrundlage folgen lassen. Demge-
genüber spiegelte der Regierungsentwurf einen prekären Kabinettskompromiß. 
Anpassungsmaßstab sollte die Entwicklung des Nettosozialprodukts zu Faktor-
kosten sein - ohne Preisbereinigung. Dies hatte A D E N A U E R mit Vehemenz 
gegen die opponierenden Minister durchgesetzt. In der Erwartung, daß die 
parlamentarische Beratung zu einem realistischeren Ergebnis führen werde, 
hatte er hingegen konzediert, daß die Rentenanpassung zwar automatisch, aber 
nur alle 5 Jahre vorgesehen werde. 
V. Reaktionen der Verbände 
Die Entstehung der Gesetzesentwürfe war ebenso wie ihre spätere parlamenta- 18 
rische Behandlung von heftigen Auseinandersetzungen in der Öffendichkeit 
begleitet. Mächtige Verbände und Institutionen opponierten frontal gegen das 
Prinzip einer Dynamisierung der Renten. In der langen Phalanx der Gegner 
eines solchen »Rentenformel-Abenteuers« standen vor allem die Arbeitgeberver-
bände und die Verbände der Banken, der Sparkassen und des privaten Versi-
cherungsgewerbes. Die Geldinstitute und die Versicherungswirtschaft sahen 
ihre Interessen so stark bedroht, daß ihre Spitzenverbände sich 1956 gegen die 
Dynamisierung der Renten zur »Gemeinschaft zum Schutz der deutschen Spa-
rer« zusammenschlössen. Wichtige Unterstützung erhielten die opponierenden 
Verbände durch die Bank deutscher Länder, deren Direktoriumspräsident, 
W I L H E L M V O C K E , Z U den eindringlichsten Warnern gehörte, weiterhin durch 
die »Aktionsgemeinschaft soziale Marktwirtschaft« unter Führung prominen-
ter neoliberaler Nationalökonomen. 
So differenziert und zahlreich die Bedenken im einzelnen waren, so lassen sie 19 
sich doch auf drei Haupteinwände zurückführen. Sie lauteten: 
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- Die geplante Reform sei ein Inflationstreibsatz. Denn die Dynamisierung leiste 
einem währungspolitisch gefährlichen Indexklausel-Denken Vorschub und 
mache zudem die Masse der Rentner zu Parteigängern überzogener gewerk-
schafdicher Lohnforderungen. 
- Die Reform bedrohe den Kapitalmarkt, da die Aussicht auf ein gesichertes 
Alter die individuelle Sparneigung vermindern und der steigende Beitrags-
satz auch die Sparfähigkeit senken werde. Zudem werde der Übergang zu 
einem Umlageverfahren den Kapitalmarkt durch Entzug von Renten-Dek-
kungskapital in große Schwierigkeiten bringen, insbesondere werde der 
soziale Wohnungsbau in eine Finanzierungskrise geraten, wenn die Renten-
versicherung dort keine Deckungskapitalien mehr anlege. 
- Die langfristige Kostenentwicklung sei nicht hinreichend kalkulierbar und 
werde vor allem wegen der zu erwartenden Altersstrukturverschiebung zu 
einem ernsten Problem werden. 
20 Andere Verbände unterstützten die Rentendynamisierung mit Nachdruck, 
voran der Deutsche Gewerkschaftsbund, dessen Vorstellungen sich weitgehend mit 
dem SPD-Entwurf deckten. Auch die Deutsche Angestellten Gewerkschaft stimmte 
dem Kernstück der Reform zu, entfachte indessen einen Proteststurm gegen 
andere Aspekte des Regierungsentwurfs. Statt eines für Arbeiter und Ange-
stellte gemeinsamen Gesetzes wünschte sie die Beibehaltung eines besonderen 
Angestelltenversicherungsgesetzes, ferner die uneingeschränkte Erhaltung des 
Berufsunfähigkeitsbegriffs; eine Differenzierung der Witwenrente nach Alter 
oder Kinderzahl der Witwe lehnte sie ab. Im ganzen gehört die Rentenreform 
zu den am heftigsten umstrittenen Gesetzeswerken der zweiten Legislaturpe-
riode. Die Aktivität der interessierten Verbände trug zu einer ungewöhnlich 
starken Mobilisierung der Öffendichkeit bei und setzte die parlamentarischen 
Beratungen unter einen »ungeheuren Druck« 1 0. 
VI. Der parlamentarische Entscheidungsprozeß 
1. Kontroversen im Regierungslager 
21 Nachdem der Bundesrat im Juni 1956 mit vielfachen Änderungswünschen zu 
dem Regierungsentwurf Stellung genommen und der Bundestag diesen Ent-
wurf wie zuvor schon den Oppositionsentwurf seinem sozialpolitischen Aus-
schuß übergeben hatte, begannen im September 1956 die parlamentarischen 
Ausschußberatungen. Sie wurden zunächst von Kontroversen innerhalb des 
Regierungslagers überschattet. Auf Kabinettsebene opponierten nach wie vor 
S C H Ä F F E R , E R H A R D und andere Minister, so daß der Bundeskanzler im Oktober 
1956 die Rentenreform explizit in seine Richtlinienkompetenz einbezog. Indes-
sen brachen auch in der über die absolute Mehrheit der Mandate verfügenden 
Unionsfraktion nahezu unüberbrückbare Gegensätze aus. Nach zahllosen 
Koordinationsgesprächen, in denen P E T E R H O R N als Obmann der Fraktion auf 
dem Feld der Sozialpolitik eine Schlüsselrolle spielte, gelang es dann im 
November 1956, für die entscheidenden Dynamisierungsparagraphen einen K o m -
10 So der Berichterstatter des Ausschusses für Sozialpolitik am 16.1. 1957, BT-Prot. Bd. 34, S. 10181. 
100 HOCKERTS 
Rentenreform 1957 3 
promiß zu finden, der für die Gesamtfraktion tragbar war und in die verabschie-
deten Gesetze Eingang gefunden hat. 
Demnach blieb es, was die Erstfestsetzung der Rente betrifft, bei der automati- 22 
sehen Hochrechnung aller Beitragswerte auf das aktuelle Lohnniveau. Wie im 
Regierungsentwurf vorgesehen, wurde das aktuelle Lohnniveau als gleitender 
Dreijahresdurchschnitt der Bruttoverdienste aller Versicherten definiert, seine 
Auswirkung auf das Rentensystem jedoch durch Zwischenschaltung eines 
Karenzjahres verzögert (§§ 1255, 1256 RVO). Dieser vergrößerte time lag zwi-
schen Renten- und Lohnentwicklung senkte das Rentenniveau unter die 
ursprünglich vom Sozialkabinett angestrebte Höhe und dämpfte die Befürch-
tung, daß die Millionen Rentner die Tarifkämpfe verschärfen könnten. Am 
Rande spielte auch der Gedanke herein, der time lag könne eine konjunktur-
glättende, antizyklische Wirkung haben. Das in dieser Form als »allgemeine 
Bemessungsgrundlage« erfaßte aktuelle Lohnniveau erhielt auch für die perio-
dische Anpassung der laufenden Renten Bedeutung: »Bei Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage werden die Renten durch Gesetz ange-
paßt« (§ 1272 Abs. 1 RVO). Hingegen wurde diese Lohnbewegung nicht als 
Bezugsgröße der Anpassung festgeschrieben: »Die Anpassung hat der Entwick-
lung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Produktivität sowie den 
Veränderungen des Volkseinkommens je Erwerbstätigen Rechnung zu tragen« 
(§ 1272 Abs. 2 RVO). 
Die Bundesregierung wurde verpflichtet, dem Parlament jährlich über die Ent- 23 
wicklung dieser volkswirtschaftlichen Gesamtgrößen zu berichten (worin übri-
gens ein wichtiger Ansatz zur gesetzlichen Institutionalisierung der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung in der Bundesrepublik lag) und zugleich - unter 
Vorlage des Gutachtens eines beratenden »Sozialbeirats« - einen Anpassungs-
vorschlag zu unterbreiten (§ 1273 RVO). Hatte der Regierungsentwurf sich für 
eine automatische Anpassung, wenn auch in großen Zeitabständen, entschie-
den, so war die Automatik nun durch die Zwischenschaltung des Gesetzgebers 
und die Variabilität des Anpassungsmaßstabs stark abgeschwächt. Andererseits 
führte der Gesetzesbefehl, jährlich ein Anpassungsverfahren in Gang zu setzen, 
über die traditionelle Regellosigkeit der Ad-hoc-Gesetzgebung hinaus: Man 
wählte eine Art halbautomatischer Lösung, die dem Gesetzgeber Spielraum belas-
sen sollte, aber zugleich kräftige Hebel für eine jährliche Anpassung der Ren-
ten an die Wirtschaftsentwicklung bereitstellte. Damit diese Hebel wiederum 
nicht zu stark seien, führte der Unionskompromiß eine als Notbremse gedachte 
Revisionsklausel (§ 1257 RVO) ein, wonach die »allgemeine Bemessungsgrund-
lage« in bestimmten Fällen von der realen Lohnentwicklung abgekoppelt und 
also durch den Gesetzgeber festgelegt werden konnte. 
Dieser unter größten Mühen zustandegekommene Kompromiß überdeckte 24 
gegensätzliche Zukunftserwartungen. In der Sicht der Gegner einer bruttolohnbe-
zogenen Rentendynamik hielt er genügend andere Gestaltungsmöglichkeiten 
offen; umgekehrt nahmen die Befürworter an, daß das Instrument der allge-
meinen Bemessungsgrundlage sich mit einer gewissen Zwangsläufigkeit als der 
entscheidende Anpassungsmaßstab durchsetzen werde. Tatsächlich hat die 
Gesetzgebungspraxis zweier Jahrzehnte zu einer solchen De-facto-Automatik 
geführt. 
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25 Während es also der Unionsfraktion im Verlauf des November 1956 gelang, 
diese Linie eines Kompromisses zu finden, sdeß sie bei den Koalitionsfraktionen 
DP und FVP auf hinhaltenden Widerstand. Diese Parteien sahen in dem Uni-
onskompromiß eine zu starke Konzession an die Befürworter der Rentendyna-
mik. Wie hart in den interfraktionellen Verhandlungen der Koalition gerungen 
wurde, möge A D E N A U E R S eigener Kommentar illustrieren: Er sei »fast ver-
rückt« geworden angesichts der »ungeheuren Schwierigkeit«, die Koalition in 
dieser Sache unter ein Dach zu bringen1 1. 
2. Ausschuß- und Plenarberatungen des Bundestags 
26 Der Bundestagsausschuß für Sozialpolitik arbeitete unter dem Vorsitz von 
W I L L I R I C H T E R (SPD) und J O S E F A R N D G E N (CDU) mit höchster Intensität und 
schloß nach 42 Sitzungen am 21.12.1956 seine Beratungen über den Gesamt-
bereich der Reform ab, die neben den neuen Berechnungsverfahren das Lei-
stungsrecht der Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenensicherung umfassend 
vereinheitlichte, vielfach änderte und durch neue Leistungsarten ausbaute. Die 
Ausschußfassung, die sich dann im Plenum in allen wesentlichen Punkten 
behaupten konnte12, schwächte das Prinzip der Rentendynamik im Sinne des 
oben (Rz. 22) dargelegten Unionskompromisses ab. Sie führte bei den Ange-
stellten wieder eine Versicherungspflichtgrenze ein, die als letzter Rechtsunter-
schied zwischen den sonst einander völlig angeglichenen, jedoch in zwei 
getrennte Gesetze gefaßten, auch finanziell selbständigen Versicherungen für 
Arbeiter bzw. für Angestellte verblieb. 
27 Der Ausschuß senkte die Altersgrenze für Frauen, die in den letzten 20 Jahren 
überwiegend versicherungspflichtig waren, von 65 auf 60 Jahre, erhöhte den 
Witwenanteil an der Rente des verstorbenen Mannes von 50 % auf 60 %, und 
verbesserte die im Regierungsentwurf vorgesehene Regelung rentensteigern-
der Ausfallzeiten. Der Ausschuß übernahm die wesentlichen FinanzierungsVor-
schriften des Regierungsentwurfs: Erhöhung des Beitragssatzes von 11 % auf 
14%, Zusammenfassung des Bundeszuschusses in eine Pauschalsumme, die 
sich im Maße der »allgemeinen Bemessungsgrundlage« verändert. Die Hin-
wendung zum Umlage verfahren geschah nur ansatzweise: A n die Stelle des 
Anwartschaftsdeckungsverfahrens trat ein Abschnittsdeckungsverfahren, das 
praktisch darauf hinauslief, daß stets ein Vermögen in Höhe einer Jahresaus-
gabe vorhanden sein mußte. 
28 Die abschließenden Beratungen des Reformwerks im Bundestagplenum sind als 
»Rentenschlacht« in die Parlamentsgeschichte eingegangen. Vier volle Bera-
tungstage, vom 16.-21.1.1957, beanspruchte diese längste Debatte, die das 
Bonner Parlament bis dahin geführt hatte. Wie die D P und die FVP identifi-
zierte sich auch die (seit Februar 1956 in Opposition stehende) FDP aus prinzi-
piellen Bedenken gegen die Rentendynamik nicht mit der Grundkonzeption 
11 Adenauer im Bundesparteivorstand der CDU, 23.11.1956; vgl. BUCHSTAB (Hrsg.), Adenauer: 
»Wir haben wirklich etwas geschaffen«. Die Protokolle des CDU-Bundespartei Vorstandes 
1953-1957, 1990. 
12 Synopse der Ausschußfassung und der Beschlüsse des B T in 2. Lesung: BT-Drs. 2/3115. 
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der Ausschußfassung. Nach dem Verständnis der SPD griff der reformerische 
Elan der Ausschußfassung hingegen entschieden zu kurz. Augenfälliger als in 
den eher auf Kompromisse zielenden Ausschußverhandlungen suchte die SPD 
im Plenum daher mit insgesamt 156 Änderungsanträgen ihre weiterreichenden 
Reformziele zur Geltung zu bringen: stärkere Aktualisierung der »allgemeinen 
Bemessungsgrundlage«, automatische alljährliche Anpassung der laufenden 
Renten, Aufhebung der Versicherungspflichtgrenze für Angestellte, höhere 
Steigerungssätze und höhere Bundeszuschüsse, Rente nach Mindesteinkom-
men, stärkere Ausdehnung der Rehabilitationsleistungen, um nur die wichtig-
sten Änderungswünsche zu nennen. Da das Antragsbombardement der sozial-
demokratischen Fraktion in nur wenigen Randpunkten Erfolg hatte, blieb ihre 
Zustimmung zu den Gesetzen bis zum Schluß fraglich. 
A u f einem mittleren Kurs zwischen der betont konservativen Seite des Hauses 29 
und der betont reformerischen sozialdemokratischen Opposition bestimmte 
maßgeblich die Unionsfraktion das Ergebnis des parlamentarischen Entschei-
dungsprozesses; gemessen an den ursprünglich weit auseinanderklaffenden 
Meinungen operierte sie zuletzt mit bemerkenswert großer Geschlossenheit. In 
der Nacht zum 22.1.1957, nach fünfzehnstündiger Schlußdebatte, verabschie-
dete der Bundestag die Neuregelungsgesetze. Alle Abgeordneten der CDU/ 
CSU, der FVP und auch - nach dramatischer Sondersitzung der Fraktion - der 
SPD stimmten zu. Die FDP lehnte geschlossen ab, die DP enthielt sich größten-
teils der Stimme. Nachdem der Bundesrat am 8.2.1957 einstimmig zugestimmt 
hatte, traten die Gesetze rückwirkend zum 1.1.1957 in Kraft 1 3. 
VII. Bilanz 
»Bisher ist kein Beispiel dafür bekannt«, so resümierte ein demoskopisches 30 
Institut am Ende der 50er Jahre, »daß irgendein Gesetz, eine Institution oder 
sogar Verfassung und Symbole des Staates auch nur annähernd so positive Reso-
nanz gehabt haben wie die Rentenreform« 1 4. Demoskopischen Ergebnissen 
zufolge trug die Rentenreform erheblich zu dem Wahltriumph der führenden 
Regierungspartei im Bundestagswahlkampf 1957 bei 1 5. Für A D E N A U E R S Ent-
scheidung, mit Macht auf diese Reform zu drängen, war der Blick auf die Wahl 
ohne Zweifel wichtig. Aber es ging doch auch um das weiterreichende Ziel, die 
Gesellschaft durch sozialpolitische Integrationsklammern zu stabilisieren, 
Spannungen zwischen den Generationen abzubauen, auch darum, die Bundes-
republik für die Bevölkerung der DDR attraktiv zu halten. 
Die Reform erhöhte die damals laufenden Renten im Durchschnitt um rund 31 
60 % 1 6 . Das war ein Stück nachholender Gerechtigkeit für eine Schicht, die bis 
dahin im Schatten des Wirtschaftswunders gestanden hatte. Darüber hinaus 
suchte die Reform den traditionellen Zirkel von Alter und Armut grundsätzlich 
und auf Dauer zu durchbrechen, indem sie die Dynamik der Wirtschaft auf-
13 A r V N G vom 23.2.1957 (BGBl. 1957 I S. 45); A n V N G vom 23.2.1957 (BGBl. 1957 I S. 88); Über-
tragung der Reform auf den dritten Zweig der RV: K n V N G vom 21.5.1957 (BGBl. 1957 I S. 533). 
14 BAB1. i960, S. 66. 
15 SCHMIDTCHEN Die befragte Nation, 1959, S. 166f. 
16 Sozialbericht 1958 (BT-Drs. 3/568). 
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nahm in das Recht derer, die nicht mehr im Erwerbsprozeß stehen. Mit diesem 
Strukturwandel des Rentensystems war ein Funktionswandel der Rente - vom 
Zuschuß zum Lohnersatz - verbunden. 
32 Freilich enthielten die Reformgesetze auch dilatorische Formelkompromisse, so 
daß viel auf die Gesetzgebungspraxis der folgenden Jahre ankam. Auch barg 
die Reform eine bedenkliche Komponente: Indem sie die Differenzierung des 
Marktes stärker als zuvor auf die Rentenhöhe übertrug, rückten Dauer und 
Erfolg der Erwerbstätigkeit in den Rang einer zentralen Kategorie für die 
Zurechnung sozialer Leistungen. Damit kam das liberale Leistungsprinzip in 
einer Weise zur Geltung, die all diejenigen benachteiligte, die während ihrer 
Erwerbs- und Beitragszeiten überwiegend in strukturell weniger begünstigten 
Gebieten oder in unterbezahlten Berufen gearbeitet haben oder - wie lange 
Jahrzehnte bei Frauenarbeit — Lohnabschläge hinnehmen mußten. Ganz unbe-
rücksichtigt blieb die von Hausfrauen und Müttern geleistete Arbeit. Die Ren-
tenversicherung blieb auf die voll erwerbstätigen Arbeitnehmer zugeschnitten. 
Für sie hat die Rentenreform 1957 dem Alter den materiellen Schrecken ge-
nommen. 
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